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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Grundpreises und 
des Ankaufspreises für Apfel für den Monat Juni 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt äuf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2745/ 
72 -), insbesondere auf Artikel 16 und 35, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

ln Anwendung von Artikel 16 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 wurden für Äpfel für das vom 
1. August 1973 bis zum 31. Mai 1974 laufende Ver- 
marktungsjahr Grundpreise und Ankaufspreise fest- 
gelegt. 

Zur Zeit liegen die Lagerbestände an Äpfeln we- 
sentlich über denen des letzten Vermarktungsjah- 
res; deshalb dürften erhebliche Apfelmengen vor 
Ende Mai aus dem Markt gezogen werden. Um hier 
yVbhilfe zu schaffen, ist es erforderlich, einen Grund- 
preis und einen Ankaufspreis für den Monat Juli 
festzulegen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Für den Monat Juni 1974 wird der Grundpreis 
und der Ankaufspreis für Äpfel, ausgenommen 
Mostäpfel, ausgedrückt in Rechnungseinheiten je 
100 Kilogramm netto, wie folgt festgesetzt: 

— Grundpreis 17,2 

— Ankaufspreis 8,6 

2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für die 
Sorten Golden Delicious, Kategorie I, Durchmes- 
ser 70 mm und darüber, verpackt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Preise enthal- 
ten nicht die Kosten der Verpackung, in der das Er- 
zeugnis angeboten wird. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 147 
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Begründung 


Auf der Ratstagung der Agrarminister vom 29. und 
30. April 1974 beantragte die französische Delega- 
tion, daß der Geltungszeitraum des Grund- und des 
Ankaufspreises für Äpfel um einen Monat verlän- 
gert wird. 

Der vorliegende Verordnungsvorschlag, der diesem 
Antrag Rechnung trägt, gründet auf Artikel 35 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72, wonach der Rat auf 


Vorschlag der Kommission abweichende Maßnah- 
men für jedes der in den Anhängen der genannten 
Verordnung aufgeführten Erzeugnisse treffen kann. 

Die Apfelvorräte zum 1. April 1974 in der Gemein- 
schaft sind höher als die zum gleichen Zeitpunkt in 
den vorangegangenen Wirtschaftsjahren, wie dies 
aus der nachstehenden Tabelle hervorgeht: 


Apfelvorräte der Gemeinschaft am 1. April 1974 im Vergleich zu den 
Beständen am 1. April 1972 und 1973 





in Tonnen 


1. Äpril 1972 

1. Äpril 1973 

1. April 1974 

Belgien 

66 000 

50 000 

55 000 

Dänemark 

3 000 

1 500 

2 000 

Deutschland 

22 000 

18 500 

23 000 

Frankreich 

208 000 

165 000 

227 000 

Irland 

— 

— 

— 

Italien 

358 000 

300 000 

510 000 

Luxemburg 

— 

— 

— 

Niederlande 

110 000 

95 000 

108 000 

Großbritannien 

28 000 

10 000 

31 000 

EWG 

795 000 

642 000 

956 000 


Bei normaler Vermarktung dürften diese Lagerbe- 
stände am 1. Mai 1974 600 000 Tonnen betragen und 
somit um 76 v. H. bzw. 26 v. H. über den Beständen 
am 1. Mai 1973 bzw. 1. Mai 1972 liegen. 

Ein solcher Mehrbestand dürfte dazu führen, daß 
erhebliche Apfelmengen vor Ende Mai 1974 aus dem 
Markt genommen werden, da die Erzeuger nicht Ge- 
fahr laufen wollen, diese Erzeugnisse im Juni ver- 
markten zu müssen, für den kein Interventionspreis 
festgesetzt ist. Diese Situation kann durch Festset- 
zung eines Grundpreises und eines Ankaufspreises 
für Juni vermieden werden. 

Der vorliegende Verordnungsvorschlag bezweckt, 
die Geltungsdauer des für die Monate April und 
Mai festgesetzten Preises, der einem Preis zum Ende 


eines normalen Vermarktungsjahres entspricht, auf 
Juni auszudehnen. 


Finanzielle Aspekte 

Wie bereits erwähnt, dürfte die Verlängerung des 
Interventionszeitraums der Gefahr verbeugen, daß 
im Mai beträchtliche Apfelmengen aus dem Markt 
genommen werden. Dies dürfte auf Grund der teil- 
weisen Vermarktung der Bestände, die daher nicht 
aus dem Markt genommen werden, geringere Aus- 
gaben für den EAGFL zur Folge haben. 

Es sei darauf hingewiesen, daß die Marktentnahme 
Belastungen hervorruft, die bei rund 77 RE je Tonne 
Äpfel liegen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. Juni 1974 - 1/4 ~ 680 70 ^ E ~ Ä 1/74. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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